
In diesem Jahr hatte eine 
Partei den Mut, einem eige-
nen Bundesrichter ihr Ver-
trauen nicht mehr auszu-
sprechen. Dies öffentlich und 
nicht heimlich. 

Das sei eine Missach-
tung der Gewaltenteilung, 
tönte es, und insbesondere 
der betroffene Richter rekla-
mierte lautstark über die 
Verletzung der richterlichen 
Unabhängigkeit. Viele Jour-
nalisten heulten mit diesen 
Wölfen. 

Jedermann wusste, dass 
Bundesrichter Yves Don-
zallaz seinerzeit von sei-
ner Partei vorgeschlagen 
wurde, weil er versprach, 
sich an das schweizerische 
Recht zu halten. Und dann 
erklärte Herr Donzallaz als 
Bundesrichter plötzlich, für 
ihn stehe das internatio-
nale Recht – namentlich das 
EU-Recht – grundsätzlich 
über unserer Verfassung und 
über den schweizerischen 
Bundesgesetzen.

Er machte sich so zum 
Gesetzgeber. Damit verstösst 
er gröblich gegen die Gewal-
tenteilung, denn die Bundes-
richter sind die Rechtsspre-
cher, die Diener des Rechts, 
aber nicht die Gesetzgeber. 
Die Gesetzgebung obliegt 
in der Schweiz dem Schwei-
zer Volk und den Ständen 
sowie dem schweizerischen 
Parlament.

Als dieser SVP-Richter 2019 
einmal mehr gegen den Wil-
len des Parlamentes urteilte, 
rief der CVP-Bundesrichter 
Thomas Stadelmann erbost: 
«Wenn es Schule macht, dass 
drei Richter sich als Gesetzge-
ber aufspielen, muss man sich 
nicht wundern, wenn die Poli-
tik reagiert und über Abwahl 
diskutiert.» Tröstlich, dass es 
in Lausanne nach wie vor ver-
nünftige Bundesrichter gibt. 

Donzallaz stellte seine per-
sönliche Meinung über das 
gesetzliche Recht. Richterli-
che Unabhängigkeit in Ehren, 
aber diese ist dafür da, dass 
die Richter das tun können, 
was sie müssen und nicht, um 
das zu tun, was sie wollen.

Für die Wahl eines solchen 
Bundesrichters trägt jetzt 
seine Partei nicht mehr die 
Verantwortung.

E gfreuti Wuche. 
� Christoph Blocher

DER VERLEGER HAT DAS WORT

Unabhängig – 
von wem?


